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- Drucksache VI/2154 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 

In mehreren Einzelfragen wird Auskunft über die 
Zahl der in den verschiedenen Jahren einer be- 
stimmten Zeitspanne fertiggestellten Wohnungen 
verlangt. Unbestritten ist die Zahl der fertiggestell- 
ten Wohnungen für die Versorgung der Bevölke- 
rung mit Wohnraum von großer Bedeutung. Wenn 
es jedoch darum geht, die Leistungen des Bundes 
und der Länder, die gemeinsam den Wohnungsbau 
fördern, zu beurteilen, sagen die Fertigstellungs- 
ergebnisse allein nur sehr wenig aus. Sie müssen 
vielmehr im Zusammenhang mit einer Reihe weite- 
rer, für die Entwicklung der Wohnungspolitik be- 
deutsamer Faktoren und Entscheidungen gesehen 
und gewertet werden. 

Eine Analyse nur der globalen Fertigstellungszah- 
len im Wohnungsbau sagt z. B. nichts aus 

— über die unterschiedliche Wohnraumversorgung 
in den regionalen Teilmärkten; 

— über die Wohnraumversorgung besonders be- 
nachteiligter Personengruppen; 

— über den möglichst effektiven Einsatz öffentlicher 
Mittel; 


— über die Größe und Ausstattung der Wohnun- 
gen; 

— über das - und das ist der wichtigste Gesichts- 
punkt in diesem Zusammenhang - finanzielle 
Engagement des Bundes an der Förderung des 
Wohnungsbaus. 

Die Ausgangssituation, unter der diese Bundesregie- 
rung ihre Aufgabe übernommen hat, der Wohnungs- 
politik neue Impulse zu geben, war alles andere als 
rosig; sie war das Ergebnis einer langfristigen Ent- 
wicklung. Die politische Entscheidung früherer Bun- 
desregierungen von besonders weitreichender Be- 
deutung lag darin, parallel zum Abbau der Woh- 
nungsmarktregulierung - aufgrund einer Fehlein- 
schätzung der wirklichen Gegebenheiten - die Mittel 
für den sozialen Wohnungsbau zu reduzieren. Mit 
Beginn der sechziger Jahre hat sich der Bund immer 
mehr aus der Finanzierung des Wohnungsbaus zu- 
rückgezogen, bis das finanzielle Engagement des 
Bundes an der Förderung des Wohnungsbaus im 
Jahre 1966 seinen Tiefpunkt erreicht. So sinkt die 
Beteiligung des Bundes allein an der Kapitalsub- 
vention von fast 40 Vo im Jahre 1962 auf weniger 
als 8Uo im Jahre 1966. Dementsprechend wird die 
Förderung des Wohnungsbaus in den Jahren 1960 
bis 1966 stetig bis zur Halbierung verringert. 


Drude; Thenee Drude KG, 53 Bonn 
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Daß der Rückgang der Förderung durch den Bund 
sich nicht sofort in den Fertigstellungsergebnissen 
niederschlug, lag vor allem daran, daß die Länder 
zusätzliche finanzielle Anstrengungen auf sich nah- 
men und ihre Förderungssysteme umstellten, um 
den Ausfall der Bundesmittel auszugleichen. 

Im übrigen wirken sich Veränderungen in der Be- 
willigung der Mittel wegen der Fertigungsdauer für 
eine Wohnung erst ein oder zwei Jahre später in 
der Fertigstellungsstatistik aus. 

Erst seit 1967 ist die Bundesbeteiligung wieder auf 
rund ein Drittel erhöht worden. Dank der Konjunk- 
turprogramme konnten in den Jahren 1967 und 1968 
Bewilligungen für je rund 200 000 Wohnungen er- 
reicht werden. Nach Auslaufen dieser Maßnahmen 
zur Belebung der Konjunktur mußten die Bewilli- 
gungsergebnisse zurückgehen, zumal jetzt auch die 
Länder, nicht zuletzt aufgrund ihrer Haushaltstage, 
größere Zurückhaltung übten. Darüber hinaus mußte 
- vor allem im Jahre 1970 ~ Rücksicht auf die kon- 
junkturelle Situation genommen werden. 

Die Fehleinschätzung der tatsächlichen Gegeben- 
heiten am Wohnungsmarkt durch frühere Bundes- 
regierungen wurde anhand der Ergebnisse der Woh- 
nungszählung 1968 besonders deutlich. 

Die Ergebnisse haben gezeigt, daß der Bestand an 
Wohnungen erheblich geringer war als bis dahin 
nach der Fortschreibung der Gebäudezählung von 
1961 angenommen. Zugleich erwies sich auch die 
Zahl der noch nicht ausreichend untergebrachten 
Haushalte mit 800 000 beträchtlich höher, als bis 
dahin geschätzt worden war. Dadurch ist bewiesen, 
daß der Abbau der Wohraumbewirtschaftung in den 
sechziger Jahren viel zu früh und übereilt durch- 
geführt worden ist. 

Zum ersten Mal hat jetzt eine Bundesregierung ein 
umfassendes Gesamtprogramrn kurz-, mittel- und 
langfristiger Maßnahmen eingeleitet, um den Ge- 
gebenheiten am Wohnungsmarkt gerecht zu werden. 
Kern dieser Maßnahmen wird das langfristige Woh- 
nungsbauprogramm sein. Welchen Stellenwert diese 
Bundesregierung der Fortführung des sozialen Woh- 
nungsbaus einräumt, mag schon die Steigerung der 
Förderung im Jahre 1971 gegenüber 1970 verdeut- 
lichen, wie sie sich aus dem Einzelplan 25 des Haus- 
haltsplans ergibt. 


Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt: 


1. Wie viele Wohnungen insgesamt und wie 
viele Sozialwohnungen wurden in der Bundes- 
republik Deutschland jährlich seit 1950 bis 1970 
fertiggestellt? Wie viele Sozialwohnungen 
wurden jährlich in diesem Zeitraum im ersten 
und im zweiten Förderungsweg gefördert? 

Die Fertigstellungsergebnisse der Wohnungen ins- 
gesamt und der Sozialwohnungen von 1950 bis 1970 
ergeben sich aus der nachstehenden Übersicht: 


Fertiggestellte Wohnungen 
und geförderte Sozialwohnungen 1950 bis 1970 


Jahr 

Gesamter 

Wohnungs- 

bau 

Sozialer Wohnungsbau 


Fertig- 

stellungen 

Fertig- 

stellungen 

Bewilligungen 

1950 

371 924 

254 990 

• 

1951 

425 405 

295 580 

• 

1952 

460 848 

317 500 

• 

1953 

539 683 

304 240 

379 115 

1954 

571 542 

309 502 

343 673 

1955 

568 403 

288 988 

341 407 

1956 

591 082 

305 740 

446 768 

1957 

559 641 

293 160 

225 491 

1958 

520 495 

269 234 

314 655 

1959 

588 704 

301 187 

295 532 

1960 

574 402 

263 205 

326 663 

1961 

565 761 

; 241 899 

316 344 

1962 

573 375 

242 464 

287 699 

1963 

569 610 

228 757 

217 452 

1964 

623 847 

248 543 

260 298 

1965 

591 916 

228 606 

209 271 


1 


151 760 ') 

1966 j 

1 604 799 

203 510 

20 594 -) 




172 354 



174 190 ‘) 

170 620 

1967 j 

1 572 301 

rd. 20 000 2) 

27 713 -) 



rd! 194 0Ö0 

198 333 



i 152 786') 

149 533 ') 

1968 j 

i 519 854 

rd. 25 000 2) 

54 398 2) 


1 

rd. 178 000 

2”oy931 



134 217 ') 

130 999 ’) 

1969 j 

j 499 696 

rd. 49 000 ") 

34 049 *-’) 



Td. 183 000 ” 

165 048 

1 


105 570 ') 

129 130 1) 

1970 j 

j 477 903 

rd. 28 000 =) 

36 005 -) 



"rd. 134 000 

165 135 


0 Erster Förderungsweg 
-) Zweiter Förderungsweg 

Hinsichtlich des Bundesanteils an der Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus vgl. Frage Nr. 7. 

Die Prognosen für das Fertigstellungsergebnis im 
Jahre 1971 sind günstig: Mit rund 850 000 im Bau 
begriffenen und zum Bau anstehenden genehmigten 
Wohnungen ist der Wohnungsbau in der Bundes- 
republik mit einem Überhang in das Jahr 1971 hin- 
eingegangen, der bisher in keinem Jahr seit Kriegs- 
ende und seit Gründung der Bundesrepublik erreicht 
worden ist. Auch der Überhang im sozialen Woh- 
nungsbau war Anfang 1971 deutlich höher als An- 
fang 1970. Bei den gemeinnützigen Wohnungsunter- 
nehmen, die den größeren Teil des sozialen Woh- 
nungsbaus auf sich vereinen, lag der „echte" 
Überhang Anfang 1971 um mehr als 10 v. H. höher 
als Anfang 1970. Damit eröffnen sich für den Fort- 
gang des Wohnungsbaus 1971, insbesondere für 
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die Fertigstellungen, wesentlich günstigere Perspek- 
tiven als 1970. Es darf davon ausgegangen werden, 
daß das Fertigstellungsergebnis 1971 auf 520 000 bis 
550 000 anwachsen wird. 

Von Bedeutung ist bei dieser Übersicht aber auch 
die Entwicklung der Wohnfläche und der Ausstat- 
tung unserer Wohnungen. 

a) Wohnfläche 

Anfang der fünfziger Jahre hatten die fertiggestell- 
ten neuen Wohnungen insgesamt eine Durchschnitts- 
fläche von 55 qm (sozialer Wohnungsbau: 52 qm). 
Im Jahre 1970 waren es im gesamten Wohnungsbau 
bereits 84 qm (sozialer Wohnungsbau: rd. 76 qm). 

b) Ausstattung 

Im gesamten Wohnungsbau hatten 1953 noch 27 v. H. 
der neuen bezugsfertigen Wohnungen kein Bad, im 
sozialen Wohnungsbau 24 v. H. Im Jahre 1970 wa- 


ren praktisch alle Neubauwohnungen mit Bad aus- 
gestattet. 

Von allen 19.S.3 fertiggestelltcn Wohnungen hatten 
nur 6 V. H. zentrale Beheizung, von den Sozialwoh- 
nungen nur 4 V. H. 1970 waren von allen Wohnun- 
gen 93 V. H., von den Sozialwohnungen 95 v. H. mit 
zentraler Heizung ausgestattet. 

Daneben sollte ein weiterer Gesichtspunkt nicht 
unberücksichtigt bleiben: Während Anfang der 
fünfziger Jahre und später Heimplätze für alte Men- 
schen, Alleinstehende, Krankenschwestern, Studen- 
ten u. ä. in nur sehr geringem Umfang öffentlich ge- 
fördert und gebaut wurden, waren es in den letzten 
Jahren jährlich zwischen 24 000 und 29 000. Zusam- 
men mit den Heimplätzen, die von der Art der 
öffentlichen Förderung und der Zweckbestimmung 
her in dem Gesamtbereich des sozialen Wohnungs- 
baus einbezogen werden müssen, sind im Jahre 
1970 trotz der bekannten Erschwernis 190 000 so- 
ziale Wohneinheiten gefördert und rund 160 000 
bezugsfertig geworden. 


Gesamter sozialer Wohnungsbau 1965 bis 1970 
(Wohnungen und Heimplätze) 



B e w 

i 1 1 i g u n 

gen 

F e r t j 

i g s t e 1 1 u 

n g e n 

Jahr 

Wohnungen q 

Heimplätze 

Soziale 

Wohneinheiten 

zusammen 

Wohnungen q ; 

Heimplätze 

Soziale 

Wohneinheiten 

zusammen 




A n z 

a h 1 



1965 

209 271 

25 650 

234 921 

228 606 

rd. 27 000 

255 606 

1966 

172 354 

28 597 

200 951 

203 510 

rd. 29 000 

232 510 

1967 

198 333 

27.527 

225 860 

rd. 194 000 

rd. 27 000 

rd. 221 000 

1968 

203 931 

25 729 

229 660 

rd. 178 000 ; 

rd. 28 000 

rd. 206 000 

1969 

165 048 

24 001 

189 049 

rd. 183 000 

rd. 27 000 

rd. 210 000 

1970 

165 135 

24 952 

190 087 

rd. 134 000 

rd. 25 000 

rd. 159 000 


q 1. und (ab 1966/1967) 2. Förderungsweg 


2. Wer waren in dieser Zeit die für den Woh- 
nungsbau zuständigen Minister? 


1. 20. Sept. 1949 bis März 1952: 

2. März 1952 bis 19. Okt. 1953: 

3. 20. Okt. 1953 bis 28. Okt. 1957: 

4. 29. Okt. 1957 bis 25. Okt. 1965: 

5. 26. Okt. 1965 bis 28. Okt. 1966: 

6. 29. Okt. 1966 bis 30. Nov. 1966: 

7. seit 1. Dezember 1966: 


Wildermuth 
Dr. Neumayer 
Dr. Preusker 
Lücke 
Dr. Bücher 
Dr. Heck 
Dr. Lauritzen 


3. Wie viele Wohnungen sind jährlich in der 
Bundesrepublik Deutschland in diesem Zeit- 
raum für 1000 Einwohner erstellt worden, und 
wie hoch sind die Vergleichszahlen in den 
EWG-Ländern, in Großbritannien, Österreich, 
Dänemark, Schweden, Norwegen und in der 
DDR? 


Wie die nachfolgende Übersicht zeigt, kann der 
Wohnungsbau in der Bundesrepublik Deutschland 
einen internationalen Vergleich bestehen. 
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Der Wohnungsbau im internationalen Vergleich seit 1950 
Fertiggestellte Wohnungen auf 1000 der Bevölkerung 


Jahr 

Bundes- 
republik 
Deutsch- 
land 1) 

, Belgien 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Groß- 

britan- 

nien 

Öster- 

reich 

Däne- 

mark 

Schwe- 

den 

i 

Nor- 

wegen 

DDR 

1950 

7,5 

5,2 

1.7 

1,6 

5,4 

4,3 

6,7 

4,8 

6,3 

6,9 

1.7 

1951 

8,5 

4,1 

1,8 

2,0 

6,3 

4,2 

5,0 

5,0 

5,6 

6,3 

3,3 

1952 

9,1 

3,8 

2,0 

2,5 

5,5 

5,0 

5,0 

4,4 

6,3 

9,8 

2,6 

1953 

10,5 

4,5 

2,7 

3,2 

6,0 

6,5 

5,5 

4,9 

7,2 

10,4 

1.9 

1954 

11,1 

5,1 

3,8 

3,7 

6,6 

7,0 

5,8 

5,3 

8,1 

10,4 

2,1 

1955 

10,7 

5,0 

5,0 

4,5 

5,8 

6,4 

6,0 

5.4 

7,9 

9,4 

1,8 

1956 ■ 

11,2 

4,9 

5,3 

4,8 

6,4 

6,0 

6,0 

4,4 

7,8 

8,4 

1,9 

1957 

10,5 

4,8 

6,2 

5,6 

8,1 

6,0 

4,9 1 

5,8 

8,8 

8,1 

3,5 

1958 

9,5 

4,5 

6,5 

5,7 

8,1 

5,4 

5,2 

4,6 

8,4 

8,1 

3.7 

1959 

10,7 

4,9 

7,1 

6,0 

7,4 

5,5 

5,0 

5,8 

9,3 

7.9 

4,6 

1960 : 

10,3 

5,3 

6,9 

5,8 

7,3 

5,9 

' 6,0 

6,1 

9,1 

7,9 

4,7 

1961 : 

10,1 

5,6 

6,9 

6,3 

7,2 

5,9 

6,3 

6,9 

9,8 

8,3 

5.4 

1962 : 

10,1 

5,0 

6,6 

7,2 

6,7 

6,0 

! 6,3 

7,2 

10,0 

8,2 

5,1 

1963 ' 

9,9 

4,3 

7,0 

8,3 

6,7 

, 5,6 

6,6 1 

7,1 

10,7 

7.8 

4,4 

1964 i 

10,7 

5,6 

7,6 

8,8 

8,4 

' 7,3 

6,9 

8,2 

11,4 

7.9 

4,5 

1965 ! 

10,0 

7,3 

8,4 

7,3 

9,4 

7,4 

6,8 

8,5 

12,5 

7,4 

4.0 

1966 ' 

10,1 

5,6 

8,4 

5,6 

9.8 

7,2 

' 7,0 

8,3 

11,4 

8.1 

3,8 

1967 

9,6 

5,9 

8,5 

i 5,2 

10,2 

7,5 

7,2 

9,2 

12,7 

8,2 

4,5 

1968 : 

8,6 

6,9 

8,4 

5,3 

9,7 

7,7 

6,9 

9,2 

13,4 

8,7 

4,4 

1969 8,2 i • 8,5 ! 5,5 , 

1970 7,8 ! 1 

1) Bis einschließlich 1959 ohne Saarland und Berlin 

2) Bis einschließlich 1952 überwiegend Instandsetzungen 

6,9 

: 6,6 

10,1 

13,7 

8,6 

4,1 


4. Aus welchem Grunde hat der Bundesminister 
für Städtebau und Wohnungswesen in dem 
o. a. Telefoninterview erklärt, daß wir die 
Hypothek einer verfehlten Wohnungspolitik 
von Anfang der sechziger Jahre abzutragen 
hätten, obwohl in der gleichen Broschüre 
„Wohn-Report 71" festgestellt wird, daß die 
Bundesregierung in den vergangenen 20 Jah- 
ren den Weltrekord im Wohnungsbau hält? 


Die Fehleinschätzungen der tatsächlichen Gegeben- 
heiten am Wohnungsmarkt durch frühere Bundes- 
regierungen und die daraus folgende Entwicklung 
sind in der Vorbemerkung eingehend erörtert wor- 
den. Daß die Wohnungsbauleistung der Bundes- 
republik Deutschland einen internationalen Ver- 
gleich gleichwohl jederzeit bestehen kann, ergibt 
sich aus der Antwort auf Frage Nr. 3. Allerdings ist 
der Wohnungsbau in anderen europäischen Ländern 
z. T. von anderen Voraussetzungen gekennzeichnet, 
wie z. B. andere Ausgangslagen, andere Bedarfs- 
strukturen und späterer Beginn der Wohnungsbau- 
förderung. 
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5, Wie viele von den jährlich in der Bundesrepu- 
blik Deutschland seit 1950 fertiggestellten 
Wohnungen entfallen auf Wohnungen in 
Eigenheimen, auf Eigentumswohnungen und 
auf eigengenutzte Wohnungen in Mehrfami- 
lieiiiidusern^ Wie hoch ist der entsprechende 
Anteil jeweils im sozialen Wohnungsbau? 


In der nachstehenden Übersicht sind die gewünsch- 
ten Angaben zusammengestellt mit Ausnahme der 
Eigentumswohnungen, für die es bisher keine amt- 
lichen statistischen Feststellungen gibt. Nach Teil- 
unterlagen von Kreditinstituten, Bausparkassen und 
Verbänden dürften 1970 in der Bundesrepublik etwa 
60 000 Eigentumswohnungen bezugsfertig geworden 
sein gegenüber 45 000 bis 50 000 im Jahre 1969. Da- 
mit ist zur Zeit im Rahmen der Neubautätigkeit min- 
destens jede fünfte Wohnung in Mehrfamilien- 
häusern und mindestens jede zehnte Wohnung 
überhaupt eine Eigentumswohnung. 


Fertiggestellte Wohnungen in Eigenheimen und eigengenutzte Wohnungen in Mehrfamilienhäusern 

(Neu- und Wiederaufbau) 


Gesamter Wohnungsbau 


Sozialer Wohnungsbau 


Wohnungen 
in Eigenheimen 


Eigengenutzte 
Wohnungen in 
Mehrfamilienhäusern i) 


Wohnungen 
in Familienheimen 


Eigengenutzte 
Wohnungen in 
Mehrfamilienhäusern i) 


Jahr 

Anzahl 

V. H. 

sämtlicher 
Wohnun- 
gen in 
Wohn- 
gebäuden 

Anzahl 

V. H. 

sämtlicher 
Wohnun- 
gen in 
Wohn- 
gebäuden 

Anzahl 

V. H. 

sämtlicher 
Wohnun- 
gen in 
Wohn- 
gebäuden 

Anzahl 

V. H. 

sämtlicher 
Wohnun- 
gen in 
Wohn- 
gebäuden 

1952 

159 727 

40,3 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

1953 

183 793 

39,2 

26 708 

5,7 

87 687 

31,9 

3 850 

1|4 

1954 

208 641 

42,0 

19 322 

3,9 

95 333 

34,9 

9 800 

3,6 

1955 

216 893 

44,1 

19 705 

4,0 

88 134 

34,2 

9 930 

3,9 

1956 

228 922 

44,5 

19 853 

3,9 

94 210 

34,3 

9 960 

3,6 

1957 

226 453 

46,9 

17 315 

3,6 

93 863 

35,5 

9 030 

3,4 

1958 

211 575 

47,5 

15 594 

3,5 

89 631 

37,2 

8 160 

3,4 

1959 

231 633 

45,6 

18 372 

3,6 

98 051 

36,5 

9 300 

3,5 

1960 

235 484 

45,0 

19 033 

3.6 

88 169 

34.8 

7 690 

3,0 

1961 

247 579 

48,1 

17 738 

3,4 

87 540 

37,6 

6 250 

2,7 

1962 

245 410 

47,2 

17 739 

3,4 

84 758 

36,1 

6 550 

2.8 

1963 

246 380 

47,9 

17 055 

3,3 

80 959 

36,5 

5180 

2,3 

1964 

265 840 

47,1 : 

17 228 

3.1 

82 458 

1 34,2 

5 120 

2,1 

1965 

261 188 

48,8 1 

15 560 

2,9 

78 067 

1 35,2 

4 182 

1,9 

1966 

259 434 

47,3 

16 239 

3,0 

64 021 

32,5 

3 364 

1,7 

1967 

239 820 

46.7 

15 435 

3,0 

rd. 57 000 -) 

! 30,3 

2 807 

1,7 

1968 

213 750 

44,4 

14 693 

3,0 

rd. 45 000 2) 

26,5 

2 641 

1,8 

1969 

203 324 

43,7 

14 283 

3,1 

rd. 52 000 2) 

29,2 

2 241 

1,7 

1970 

189 939 

42,7 

• 

• 

rd. 38 000 2) 

28,4 

• 

• 


Bis einschließlich 1959 Bundesgebiet ohne Saarland und ohne Berlin 


b Geschätzt mit der Zahl der von privaten Haushalten errichteten Mehrfamilienhäuser unter der Annahme, daß der 
private Bauherr eines Mehrfamilienhauses in der Regel eine Wohnung in seinem neuen Hause bezieht 

2) 1. und 2. Förderungsweg; 2. Förderungsweg aus den Bewilligungen geschätzt 
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6, Wie hoch war jährlich der Anteil der öffent- 
lichen Mittel, der Kapitalmarktmittel und der 
sonstigen Finanzierungsmittel an der Woh- 
nungsbaufinanzierung in der Bundesrepublik 
Deutschland? 


Die gewünschten Angaben ergeben sich aus der 
nachfolgenden Übersicht: 


Wohnungsbauinvestitionen 
Effektiver Aufwand (Auszahlungen) insgesamt 



Wohnungsbau- 

, 


d a V o 

n 



T ra V. T- 

investitionen 

Mittel des | 

öffentliche 

1 Sonstiae 

J a n r 

insgesamt 

Kapitalmarktes 2) 

Mittel 


Mittel 



Mill. DM 

' Mill. DM 

' V.R ■; 

Mill. DM 

V. H. 

Mill. DM 1 

V. H. 

1950 

4 350 

1 513 

34,8 

1 668 ' 

38,3 

1 169 ! 

26,9 

1951 

5 370 

1 321 

24,6 

2216 1 

41,3 

1 833 

34,1 

1952 

6 300 

1 540 

24,4 

2713 ' 

43,1 

2 047 

32,5 

1953 

7 400 

2 435 

32,9 

2 747 

37,1 

2218 ! 

30,0 

1954 

8 260 

3 754 

45,5 

3 027 

36,6 

1 479 ; 

17,9 

1955 

9 320 

4 749 

51,0 

2 789 

29,9 

1 782 ' 

19,1 

1956 

9 950 

4 880 

49,0 

3 151 

31,7 

1 919 

19,3 

1957 

10 450 

4 655 

44,5 

3 173 

30,4 

2 622 

25,1 

1958 

11 100 

5314 

47,9 

3 504 

31,6 

2 282 

20,5 

1959 

13 450 

7 368 

54,8 

3 909 

29,1 

2 173 

16,1 

1960 1) 

17 240 

8 789 

51,0 

4 034 

23,4 

4417 

25,6 

1961 

19 440 

10 027 

51,6 

3 794 

19,5 

5619 

28,9 

1962 

21 780 

11 729 

53,8 

4 614 

21,2 

5 437 

25,0 

1963 

23 110 

13 028 

56,4 

4 673 

20,2 

5 409 

23,4 

1964 

27 110 

15 059 

55,5 

4 921 

18,2 

7 130 

26,3 

1965 

29 290 

16 124 

55,1 

5 022 

17,1 

8 144 ; 

27,8 

1966 

30 860 

16 904 

54,8 

4 567 ' 

14,8 

9 389 ! 

30,4 

1967 

28 890 

16 943 

58,6 

4 068 

14,1 

7 879 

27,3 

1968 

30 030 

19 225 

64,0 

3 445 

11,5 

7 360 : 

24,5 

1969 

31 500 

21 943 

69,7 

2 704 

8,6 

6 853 ' 

21,7 

1970 3) 

36 400 

23 820 

65,4 


12 580 

34,6 



Bundesgebiet (bis einschließlich 1959 ohne Saarland und ohne Berlin; in den Mitteln des Kapitalmarktes ist Berlin 
[West] bereits enthalten) 

1) Ab 1960 revidierte Ergebnisse der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, auch aus diesem Grunde mit den 
Daten bis 1959 nur eingeschränkt vergleichbar 

2) Einschließlich Bausparkassen (mit Ansparleistung) 

3) Vorläufig 


7. Wieviel öffentliche Mittel sind jährlich vom 
Bund, von den Ländern sowie von den Gemein- 
j den und Gemeindeverbänden in dem gleichen 
Zeitraum für die Förderung des sozialen Woh- 
nungsbaues zur Verfügung gestellt worden? 
Wie hoch war dabei jeweils das durch Zins- 
Zuschüsse und Annuitätshilfen des Bundes mo- 
bilisierte Kapitalmarktvolumen? 

über die Beteiligung von Bund, Ländern, Gemeinden 
und Gemeindeverbänden an der Förderung des so- 


zialen Wohnungsbaus gibt die nachstehende Über- 
sicht Aufschluß. Darin sind die Darlehensmittel 
(Kapitalsubvention) und die durch Zinszuschüsse 
(Aufwendlingszuschüsse) sowie Annuitätshilfen ver- 
billigten Kapitalmarktmittel nebeneinander aufge- 
führt. Dabei darf jedoch nicht unberücksichtigt blei- 
ben, daß mit den „verbilligten" Kapitalmarktdar- 
lehen generell eine wesentlich kurzfristigere und 
damit auch im Ausmaß geringere Subventionierung 
des Wohnungsbaus erreicht wird als mit den Dar- 
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lehensmittein der Öffentlichen Hand, die eine lang- 
fristige Verbilligung des Wohnens ermöglichen. Der 
Subventionswert der verbilligten Kapitalmarktmittel 
ist mithin geringer als der Siibventionsv/crt der 
öffentlichen Darlehensmittel. 

Unter diesem Gesichtspunkt gewinnt die Tatsache, 
daß die Beteiligung des Bundes an der Kapitalsub- 
vention in den Jahren 1960 bis 1966 ständig zurück- 
gegangen ist, besonders nachhaltige Bedeutung. 


Die Beteiligung von Bund, Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
an der Förderung des sozialen Wohnungsbaues 
- Millionen DM - 


Jahr 



Ins- 
gesamt 1) 


1 


Darlehen (Kapitalhilfen) 

I davon entfallen auf 


durch Zinszuschüsse und Annuitäts- 
hilfen verbilligte Kapitalmarktmittel 

davon entfallen auf 


den 
Bund 2) 


die Gemeinden 
Länder 3) u.Gemeinde- gesamt ■>) 
(Sp.lXSp.2); verbände 


den 
Bund 5) 


I die 
Länder 6) 
(Sp.5XSp.6) 


2 


3 


4 


5 


6 7 


Erster Förderungsweg 


1950 

• 

1 092 

• 

• 


_ 


1951 

• 

1 788 

• 

• 

- 

- 


1952 

1 974 

1428 

477 

69 

~ 

- 

- 

1953 

2 591 

1 357 

1 048 

186 

- 


- 

1954 

2 326 

1 315 

893 

118 

- 

- 

- 

1955 

2 338 

1 351 

880 

107 

• 

• 

• 

1956 

3 442 

1 403 

1 850 

189 

• 

• 

• 

1957 

2 299 

1 703 

532 

64 

• 

• 

« 

1958 

3 512 

2 088 

1 286 

138 

456 

• 

456 

1959 

2 913 

1 814 

959 

140 

842 

87 

755 

1960 

2813 

767 

1 819 

227 

1 663 

363 

1 300 

1961 

3 077 

1 050 

1 808 

219 

1 633 

505 

1 128 

1962 

3 236 

1 170 

1 770 

296 

1 643 

501 

1 142 

1963 

3 521 

612 

2517 

392 

1 130 

267 1 

863 

1964 

4 683 

609 

3 685 

389 

1 589 

251 

1 338 

1965 

4 165 

622 

3 179 

364 

1 488 

193 

1 295 

1966 

3 245 

233 

2 790 

222 

1 123 

14 

1 109 

1967 

2 756 

817 

1 732 

207 

1 803 

798 

1005 

1968 

1 701 

359 

1 165 

177 

2312 

61 

2 251 

1969 

1 334 

370 

787 

177 

1 987 

58 

1 929 


1 294 

430 

678 

186 

2 718 

74 

2 644 



Erster und zweiter Förderungsweg 




1968 

1 848 

359 

1 489 

i 

2 951 

109 

2 842 

1969 

1 460 

370 

1 090 

1 

2 289 

106 

2 183 

1970 ö) 

1 441 

430 

1 011 


3 061 

122 

2 939 


1) Bewilligte Mittel aufgrund der Bewilligungsstatistik 

2) Bereitstellungen aufgrund eigener Aufzeichnungen des BMSt 

3) Als Differenz errechnet: Gesamtbewilligungen abzüglich Bereitstellungen des Bundes und der bewilligten Ge- 
meindemittel 


4) Aufgrund der Bewilligungsstatistik schätzungsweise errechnet 

5) Aufgrund eigener Aufzeichnungen des BMSt über die Bereitstellungen schätzungsweise errechnet 

6) Als Differenz errechnet 

7) öffentlich geförderter sozialer Wohnungsbau 

S) öffentlich geförderter sozialer und steuerbegünstigter Wohnungsbau mit direkten staatlichen Hilfen 
9) Z. T. vorläufig 
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8. Wie hoch waren die durchschnittlichen Bau- I 
kosten je Wohneinheit in den einzelnen Jahren 
seit 1950, wie hoch die Grundstückspreise für ' 
Rohbauland und für erschlossenes Bauland? 

Die Entwicklung der Baukosten und Baulandpreise | 
ergibt sich aus der nachstehenden Übersicht; ' 


Baukosten (je Wohnung) und Baulandpreise 
A. Baukosten für Wohngebäude 



Veranschlagte 
reine Baukosten 


Veranschlagte 
reine Baukosten 

Jahr 

je Wohnung 

Jahr 

je Wohnung 


DM , 


DM 

1950 

10 060 

1961 

31 580 

1951 

12010 

1962 

35 360 

1952 

13 130 

1963 

39 250 

1953 

14 150 

1964 

43 930 

1954 

15 390 

1965 

47 570 

1955 

16 950 

1966 

51 070 

1956 

18 770 

1967 

51 040 

1957 

21 140 

1968 

50 610 

1958 

22 940 

1969 

53 320 

1959 

25 150 

1970 

58 840 

1960 

28 010 



Bundesgebiet (bis einschließlich 

1959 

ohne Saarland und 


ohne Berlin) 


keine Rückschlüsse auf die Mietpreissteigerungen 
auf den regionalen Teilmärkten, vor allem in den 
Ballungsgebieten, zu. Es hat sich gezeigt, daß die 
Mietpreissteigerungen gerade in jenen Gebieten am 
höchsten sind, in denen nach den Ergebnissen der 
Wohnungszählung 1968 der Wohnungsfehlbestand 
am größten ist. Das zeigt weiterhin, daß gerade in 
diesen Gebieten die Wohnungsmarktregulierung zu 
früh aufgegeben worden ist. Denn der unvermin- 
derte Zuzug in die Ballungsräume führt zu einer 
Verschärfung der Nachfragekonkurrenz insbeson- 
dere für ursprünglich preiswerte Altbauwohnungen. 
Die Zahl kann naturgemäß nicht vermehrt werden. 
Dadurch werden die auf diesen Teilmärkten ohnehin 
überdurchschnittlichen Preissteigerungstendenzen 
noch verstärkt. Zu berücksichtigen ist auch, daß die 
Zahl der ausländischen Arbeitnehmer allein in den 
letzten beiden Jahren um rd. 1 Million anstieg. Auch 
das verschärfte die Spannungen auf den Wohnungs- 
märkten, vor allem in den Ballungsgebieten. 

Jährliche Mietveränderungen seit 1950 

(Nach den Unterlagen der amtlichen 
Preisindexziffern für die Lebenshaltung) 

Neubauwohnungen 

Altbau- Ppel Wohnun- 

wohnun- Sozial- finanzierte gen ins- 
Jahr qen wohnun- Vitohnun- gesamt ') 

9®" gen 

Erhöhung gegenüber Vorjahr in v. H. 



B, Baulandpreise 


Jahr 

Baureifes 

Land 

Rohbauland 


DM je qm 

1962 

14,83 

9,50 

1963 

16,92 

11,44 

1964 

18,46 

12,12 

1965 

21,89 

13,70 

1966 

23,61 

14,61 

1967 

25,71 

14,86 

1968 

28,37 

15,89 

1969 

29,86 

17,88 

1970 

1.-3. Vj. 

30,66 

19,62 


Bundesgebiet (bis einschließlich 1964 ohne Berlin) 


1950 

1,3 

0,1 

• 

1,2 

1951 

1,2 

0,1 

• 

1,0 

1952 

1,9 

0,5 

• 

1,7 

1953 

4,0 

1,9 

9 

3,5 

1954 

0,3 

1,7 

• 

0,3 

1955 

3,3 

1,2 

9 

3,0 

1956 

6,7 

1,7 


6,5 

1957 

1,0 

2,0 

• 

1,2 

1958 

1,1 

2,2 

9 

1,6 

1959 

1,6 

3,0 

• 

2,2 

1960 

6,8 

5,3 

9 

6,1 

1961 

9,3 

7,8 

O 

8,6 

1962 

1,6 

2,9 

« 

2,4 

1963 

8,6 

2,8 

4,6 

5,5 

1964 

7,1 

5,2 

4,6 

5,6 

1965 

6,1 

5,4 

5.3 

5,7 

1966 

11,9 

6,7 

4,7 

7,9 

1967 

6,2 

7,1 

7,1 

6,8 

1963 

7,2 

7,7 

8,0 

7,6 

1969 

6,4 

11,9“) 

4,5 

7,3 

1970 

4,7 

3,4 

4,7 

4,3 


9. Wie haben sich seit 1950 die Durchsdinitts- 
mieten für Altbauwohnungen, für Sozialwoh- 
nungen und für steuerbegünstigte bzw. für frei- 
finanzierte Wohnungen jährlich verändert? 


h Bis einschließlich 1961 ohne freifinanzierte V/ohnun- 
gen 

2) Beginn der gesetzlich zugelassenen Verzinsung der 
öffentlichen Darlehen bis zu 4 ®/o für die älteren 
Sozialwohnungen 


Die Mietentwicklung ergibt sich aus der nachstehen- 
den Übersicht. Sie verdeutlicht, daß sich die Miet- 
preisentwicklung im Jahre 1970 merkbar beruhigt 
hat. Gleichwohl lassen diese Durchschnittswerte 


10. Wie hoch ist der Anteil der fehlbelegten Woh- 
nungen am gesamten Bestand der Sozialwoh- 
nungen? 
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11. Falls Frage 10 nicht beantwortet werden kann: 

Welche Schritte hat die Bundesregierung ein- 
geleitet, um genaue Unterlagen über die Höhe 
der fehlbelegten Sozialwohnungen zu gewin- 
nen? 

Die Zahl der Sozialwohnungen, die auf Grund der 
Einkommensentwicklung ihrer Bewohner als „fehl- 
belegt“ - richtiger: „fehlsubventioniert“ - anzusehen 
sind, ist nicht genau bekannt; zur Zeit fehlen die 
notwendigen zuverlässigen Unterlagen über die Ein- 
kommensverhältnisse der Bewohner. Nach den Fest- 
stellungen der amtlichen Wohnungsstichprobe 1965 
ist damals unter Zugrundelegung der derzeit noch 
geltenden Einkommensgrenze des § 25 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes rd. jede zehnte Sozialwoh- 
nung von Mietern mit höherem Einkommen bewohnt 
worden. Dieser Anteil ist bis heute infolge der Ein- 
kommenssteigerungen höher geworden. Wird aber 
die neue Einkommensgrenze berücksichtigt, die die 
Bundesregierung im Entwurf eines Wohnungsbau- 
änderungsgesetzes 1971 - Drucksache VI/2117 - vor- 
schlägt, sinkt die Quote der „fehlbelegten“ Woh- 
nungen wieder erheblich ab. Es ist nicht ausgeschlos- 
sen, daß bei Zugrundelegung der neuen Einkom- 
mensgrenzen und eines Toleranzzuschlages der An- 
teil der „fehlbelegten“ Wohnungen zur Zeit unter 
10 V. H. absinkt. 

Um genauere Unterlagen über die Zahl der fehlsub- 
ventionierten Sozialwohnungen zu erhalten, habe 
ich die zuständigen obersten Landesbehörden gebe- 
ten, sich um nähere Angaben oder Schätzungen über 
die Einkommensverhältnisse der Mieter von Sozial- 
wohnungen zu bemühen. Es bleibt abzuwarten, ob 
es gelingt, auf diese Weise zuverlässigere Anhalts- 
punkte zur Größenordnung des Fehlbelegungspro- 
blems zu erhalten. Nach dem von der Bundesregie- 
rung verabschiedeten Entwurf eines Wohnungsstich- 
probengesetzes 1972 sollen im übrigen auch neuere 
Daten über die Einkommensschichtungen der Wohn- 
parteien erfragt werden. Damit können auch für die 
Sozialwohnungen entsprechende Unterlagen gewon- 
nen werden. 


12. Wie hoch werden die Mittel sein, mit denen 
der Kapitalmarkt in Vorlage treten muß, um 
die Durchführung des vom Bundesminister für 
Städtebau und Wohnungswesen angekündigten 
„Regionalprogramms" zu ermöglichen, in des- 
sen Rahmen zunächst in fünf Jahren jährlich 
50 000 Wohnungen gefördert werden sollen? 
Wie hoch werden die Rückzahlungsverpflich- 
tungen des Bundes gegenüber dem Kapital- 
markt sein? 

Die für die Aufwendungsdarlehen erforderlichen 
Mittel sollen über Banken am Kapitalmarkt aufge- 
bracht werden. Entsprechend der ratenweisen Aus- 
zahlung der Aufwendungsdarlehen müssen bei För- 
derung von jährlich 50 000 Wohnungen für alle 
Fünfjahresprogramme im Laufe von 20 Jahren ins- 
gesamt 4455 Mio DM aufgenommen werden. 


Die benötigten Kapitalmarktmittel werden halbjähr- 
lich aufgenommen, und zwar frühestens erstmals im 
zweiten Halbjahr 1972 - je nach der Anzahl der bis 
dahin bezugsfertig gewordenen Wohnungen - in 
Höhe von etwa 40 bis 60 Mio DM. Die Raten stei- 
gern sich bis zum Jahre 1977 und fallen dann all- 
mählich wieder ab. 

Das Regionalprogramm v/ird im Einklang mit den 
konjunkturellen Erfordernissen so gesteuert werden, 
daß eine unerwünschte Beanspruchung des Kapital- 
marktes oder ungünstige Auswirkungen auf die 
Baupreisentwicklung vermieden werden. 

Die Rückzahlungsverpflichtung des Bundes gegen- 
über dem Kapitalmarkt entspricht in ihrer Höhe den 
aufgenommenen Mitteln, die im Rahmen verein- 
barter Annuitäten, beginnend im Jahre der Auf- 
nahme, innerhalb von etwa 35 bis 40 Jahren zurück- 
gezahlt werden müssen. Dieser Rückzahlungsver- 
pflichtung des Bundes stehen aus der im 15. Jahre 
nach erster Auszahlung der Aufwendungsdarlehen 
einsetzenden Versinzung und Tilgung der Darlehen 
Rückflüsse gegenüber. 


13. Welche Mieten werden sich für die im Regio- 
nalprogramm geförderten Wohnungen nach 
dem Wegfall der Mietverbilligungsmittel (nach 
dem 12. Jahr) und nach dem Einsetzen der 
Rückzahlungsverpflichtungen durch den Bau- 
herrn (nach dem 15. Jahr) ergeben? 

Nach Wegfall der Aufwendungsdarlehen nach 
12 Jahren haben die Mieter die Kostenmiete zu 
zahlen, die sie, wenn das Regionalprogramm nicht 
durchgeführt würde, bereits jetzt zahlen müßten. 

Im Regionalprogramm sollen vornehmlich solche 
Wohnungsuchende gefördert werden, deren Einkom- 
men bis zu 40 ®/o über den Einkommensgrenzen des 
§ 25 11. WoBauG in seiner jeweiligen Fassung liegt. 
Berechtigt sind damit vornehmlich diejenigen Woh- 
nungssuchenden, die im sozialen Wohnungsbau 
nicht berücksichtigt werden, die hohen Mieten und 
Lasten freifinanzierter Neubauten jedoch nicht tra- 
gen können, wohl aber bereit und in der Lage sind, 
im Laufe der nächsten Jahre zunehmend selbst die 
Deckung ihrer Wohnkosten zu übernehmen. Ohne 
Regionalprogramm wären sie also schon heute aus- 
schließlich auf den freifinanzierten Wohnungsmarkt 
angewiesen. 

Durch die nach Ablauf von 14 Jahren einsetzende 
Tilgung der Aufwendungsdarlehen wird sich die 
Miete um monatlich nicht ganz 0,40 DM/qm Wohn- 
fläche erhöhen. Eine Verzinsung der Aufwendungs- 
darlehen bis zu 6 ^/o ist Vorbehalten, soweit die 
allgemeine Wirtschaftslage oder der regionale bzw. 
örtliche Wohnungsmarkt es zulassen. 

Der allmähliche Abbau der Aufwendungsdarlehen 
und ihre Verzinsung und Tilgung vom 15. Jahre an 
sollen verhindern, daß Bevölkerungskreise, die auf- 
grund ihres Einkommenszuwachses im Laufe der 
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nächsten 10 bis 15 Jahre die Wohnkosten in zu- 
nehmendem Maße selbst übernehmen können, dann ' 
noch Subventionen erhalten. Mit diesem Förde- | 
rungsmodell werden damit die Konsequenzen aus | 
den Erfahrungen der letzten 10 bis 20 Jahre gezogen | 
und einer künftigen „Fehlbelegung" vorgebeugt. j 


14. In welchem Umfange beabsichtigt der Bundes- 
minister für Städtebau und Wohnungswesen, 
im Rahmen dieses „Regionalprogramms", auch 
Eigentumsmaßnahmen (Familienheime und 
Eigentumswohnungen) zu fördern? 

Es ist damit zu rechnen, daß Eigentumsmaßnahmen ■ 
im Regionalprogramm einen breiten Raum einneh- ' 
men werden. Wo dies mit dem regionalen Charakter 
vereinbar ist, wird solchen Förderungsanträgen, so- 
fern auch die übrigen Voraussetzungen vorliegen, 
im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel 
entsprochen werden. Auch hier wird sich das Ver- 
hältnis zwischen Mietwohnungsbau und Eigentums- 


maßnahmen am Bedarf und an den zur Verfügung 
stehenden Mitteln orientieren müssen. 


15. Trifft es zu, daß der Bundesminister für Städte- 
bau und Wohnungswesen schon jetzt Städten 
mit einer SPD-Mehrheit bzw. den ihnen nahe- 
stehenden Wohnungsbaugesellschaften mehr 
oder weniger verbindliche Zusagen über Zutei- 
lungen aus dem Förderungstitel „Regionalpro- 
gramm" gemacht hat? 

Nein. 


16. Trifft es zu, daß der Bundesminister für Städte- 
bau und Wohnungswesen der „Neuen Heimat" 
die Zusage gegeben hat, sie künftig bei der 
Vergabe der Wohnungsfürsorgemittel des 
Bundes bevorzugt zu berücksichtigen? 

Nein. 

Lauritzen 
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